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FREIE WÄHLER  &
DIE LINKE - Fraktion 
in der Bürgerschaft 
der Hansestadt Lübeck

► Nr.  VO/2016/04237
öffentlich

Lübeck, 28.09.2016

Antrag 

Bearbeitung: Gregor Voht (E-Mail: gregor.voht@luebeck.de Telefon: )

FREIE WÄHLER & DIE LINKE - Antrag zu TOP 10.31: Satzung über 
die Erhebung einer Tourismusabgabe in der Hansestadt Lübeck
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

29.09.2016 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
1. Anlässlich der Einführung der Tourismusabgabe möge der Bürgermeister zum Haus-

halt 2017 eine Haushaltsstelle „Lübeck-Fonds“ ausgestattet mit 750.000 EUR im 
Fachbereich 4 vorsehen. Ebenfalls ist die Haushaltsstelle für alle Folgejahre in der 
Finanzplanung vorzusehen. 

2. Aus der Haushaltsstelle sollen auf Antrag nicht-gewinnorientierte Veranstaltungen 
von Lübeckerinnen und Lübeckern für überwiegend Lübeckerinnen und Lübeckern 
gefördert werden. Das Bewerbungs- und Vergabeverfahren soll durch den Fachbe-
reich 4 durchgeführt werden. 

3. Über die Vergabe der Mittel entscheidet der Kulturausschuss. Der Kulturausschuss 
legt ferner die genaue Förderrichtlinie fest. Die Hauptsatzung ist entsprechend anzu-
passen. Vor der Vergabe ist die LTM GmbH fachlich beratend anzuhören. 

4. Parteipolitische Veranstaltungen werden nicht gefördert.

Begründung:
Durch die Mehreinnahmen aus der Tourismusabgabe wird der städtische Haushalt jährlich um 
mindestens 3,8 Mio. EUR entlastet, abhängig von der Entwicklung der Abgabenhöhe. Die 
Tourismusabgabe ist nicht die erste Einnahmeerhöhung, die den städtischen Haushalt entlas-
tet. Die Erhöhung von Grund- und Gewerbesteuer, der Straßenreinigungsgebühren, der Son-
dernutzungsgebühren, , der Entsorgungsgebühren und die Einführung der sogenannten „Re-
gensteuer“ und von Benutzungsentgelten für Schulräume außerhalb der Schulzeiten haben 
bereits spürbare Entlastungen für die finanzielle Lage der Hansestadt Lübeck bewirkt, jedoch 
jeweils zum Preis einer höheren Belastung der Bürgerinnen und Bürger in Lübeck. 

Zeitgleich ist das Serviceangebot der Stadt abgebaut worden (z.B. Schließung der Stadtteilbü-
ros). Diese Maßnahmen, welche von der Landesregierung verlangt werden um den städti-
schen Haushalt zu konsolidieren, erreichen spätestens mit der Tourismusabgabe die Akzep-
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tanzgrenze. Zumal sich am Grundübel, die mangelhafte Finanzausstattung der kreisfreien 
Städte in ihrer Funktion als Oberzentren  durch das Land, nichts ändert. 

Angesichts der geschilderten Situation sind wir der Auffassung, dass es an der Zeit ist, den 
Bürgerinnen und Bürgern etwas zurückzugeben. Die Tourismusabgabe sichert die Finanzier-
barkeit von einer Reihe von Veranstaltungen mit der Zielgruppe Touristen. Wir wollen, dass 
auch Veranstaltungen von Bürgern für Bürger, entstanden aus bürgerschaftlichem Engage-
ment für die Zukunft gesichert und zusätzlich gefördert werden. 

Wir schlagen daher die Gründung des „Lübeck-Fonds“ vor. Einer jährlichen Haushaltsstelle 
im Fachbereich 4, aus der neue und bestehende Bürgerfeste und Bürgerkulturveranstaltungen 
gefördert werden können, aber auch neue Veranstaltungen für die Lübeckerinnen und Lü-
becker durch die LTM organisiert werden können. 

Gefördert könnten aus dem „Lübeck-Fonds“ z.B. folgende Veranstaltungen werden – nicht 
abschließende Aufzählung: 

Musikveranstaltungen lokaler Musiker, Stadtteilfeste, Straßenfeste, Parkfeste, Lesungen loka-
ler Autoren, Kinderfeste, Feste zu Feiertagen (z.B. 1. Mai oder Tag der deutschen Einheit), 
Kinoveranstaltungen auf öffentliche Plätzen, Theatervorführungen von ehrenamtlichen Thea-
tergruppen, Volksfestumzug, Christopher Street Day, interkulturelle Veranstaltungen zur Be-
förderung der Integration, Veranstaltung zur Verbraucherinformation z.B. über Fairen Handel, 
Feuerwehrfeste, Veranstaltungen zur Vorführung von Kunsthandwerk und Hobby, Veranstal-
tungen für Haustierbesitzer, Kunstprojekte im öffentlichen Raum, Klassik-Musikveranstaltun-
gen, Laternenumzüge, Volksmusikveranstaltungen, Veranstaltung subkultureller Gruppen und 
vieles mehr. 

Die vorgeschlagene Maßnahme ist bereits eine wirksame Vorbereitung auf eine ggf. anstehen-
de Bewerbung um den Titel „Europäische Kulturhauptstadt 2025“.

Anlagen :
Keine

        Bruno Böhm

       Vorsitzender
der FREIE WÄHLER &
   DIE LINKE-Fraktion


